/- 


Die  Zünfte  der  Spielleute  und  die 
Organisation  der  Orchester- Musiker 
in  Deutschland. 


Inaugural-Dissertation 


zur 


Erlangung  der  Staatswissenschaftlichen  Doktorwürde 

der  Rechts-  und  Staatswissenschaftlichen  Fakultät 
der  Universität  Greifswald 

vorgelegt 

von 


Walter  Schatz 


aus  Berlin. 


Greifswald  1921. 


Berichterstatter:  Professor  Dr.  W.  Ed.  Biermann. 


Der  nachfolgende  ausgewählte  Teil  der  Dissertation  wird 
mit  Genehmigung  der  Fakultät  gedruckt. 


^$£^3  ö-.^a-k 


3 3|,  *8  1 

Sek/  I *?  Z. 


MiS-o- 

Vorbemerkung. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  aus  dem  Bestreben  heraus  ent- 
standen, die  volkswirtschaftliche  Zunftliteratur  um  die  Behand- 
lung einer  Art  von  Zünften  zu  bereichern,  die  bis  heute  nur 
von  kultur-  oder  kunsthistorischer' Seite  Erwähnung  gefunden 
hat.  In  den  größeren  Lehrbüchern  der  Volkswirtschaft  wer- 
den wohl  neben  anderen  mittelalterlichen  Organisationen  des 
fahrenden  Volkes  auch  Spielleutezünfte  erwähnt,  aber  in  der 
zahlreichen  speziellen  Zunftliteratur  sind  sie  bisher  nirgends 
berücksichtigt  worden.  Der  Zweck  dieser  Musikantenzünfte 
war  gleicher  wirtschaftlicher  und  sozialpolitischer  Art  wie  der 
der  Handwerkerzünfte,  die  an  Stärke  und  territorialer  Aus- 
dehnung von  ihnen  häufig  übertroffen  wurden.  Auch  sie  ent- 
standen im  13.  Jahrhundert  und  erhielten  sich  bis  ins  19.  Jahr- 
hundert hinein. 

Da  die  Kirchenmusiker  und  die  Kantoreigenossenschaften 
bereits  in  den  Arbeiten  von  Goehler,  Rautenstrauch  und  Wer- 
ner ausführlich  behandelt  worden  sind,  habe  ich  mich  allein 
der  sozialen  Lage  der  weltlichen  Berufsmusiker  zugewandt. 
Unberücksichtigt  bleiben  auch  die  zahlreichen  musikalischen 
Gilden  und  Collegia  musica,  die  zum  größten  Teil  aus  musik- 
ausübenden  Dilettanten  bestanden  haben. 

Daß  ich  in  einem  zweiten  Teil  meiner  Arbeit  auf  die 
soziale  Lage  der  modernen  Orchestermusiker  und  ihre  Orga- 
nisation kommen  mußte,  ist  allzu  leicht  erklärlich  und  bedarf 
wohl  keiner  besonderen  Begründung. 

Für  sehr  nützliche  historische  Literaturangaben  bin  ich 
Herrn  Professor  Dr.  Johannes  Wolf  in  Berlin  zu  großem 
Danke  verpflichtet.  Den  Einblick  in  die  aktuellen  Verhält- 
nisse des  deutschen  Musikerberufes  verdanke  ich  der  Bereit- 


Willigkeit  und  dem  Entgegenkommen  der  Herren  des  Vor- 
standes vom  Deutschen  Musiker-Verband.  Auch  Herrn  Uni- 
versitäts-Musikdirektor Rud.  Ewald  Zingel  in  Greifswald  sei 
für  seine  bereitwillige  Unterstützung  an  dieser  Stelle  noch- 
mals gedankt. 


Inhaltsübersicht 


Vorbemerkung. 

Inhaltsübersicht. 

Uebersicht  der  benutzten  Literatur. 

I.  Teil. 

Die  Zünfte  der  Spielleute. 

Einleitung:  Zu  den  Theorien  über  die  Entstehung  der  Zünfte*). 

I.  Kapitel:  Die  Spielleute  in  der  Zeit  vor  ihrer  Organisierung. 

1.  Fahrendes  Volk  und  Spielleute  (Terminologisches). 

2.  Herkunft  der  Spielleute. 

3.  Rechtliche  und  soziale  Lage  im  Mittelalter. 

4.  Die  Motive  zur  Zunftbildung. 

II.  Kapitel:  Die  Zünfte  der  Spielleute. 

1.  Stadtpfeifereien  und  Zünfte  innerhalb  der  Städte. 

a)  Allgemeine  wirtschaftliche  Lage  der  Musiker  in  den 
Städten  des  Mittelalters. 

b)  Die  Musikantenzünfte  in  Hamburg. 

c)  Das  Spielgrafenamt  zu  Lübeck. 

d)  Stadtpfeifereien  und  Musikantenzunft  in  Berlin. 

e)  Der  Stadtpfeiferdienst  in  Leipzig. 

f)  Die  Zunft  der  Musikanten  und  Spielleute  in  Frankfurt 
am  Main. 

2.  Spielgrafschaften  und  „territoriale“  Zünfte. 

a)  Französische  und  englische  Spielleutezünfte. 

b)  Das  Reichsoberspielgrafenamt  und  andere  Spielgrafen- 
ämter in  Deutschland. 

c)  Die  Bruderschaft  der  Pfeifer  im  Elsaß. 

d)  Die  württembergische  Zinkenistenordnung. 

e)  Die  Zunft  der  Trompeter  und  Pauker. 

f)  Die  sächsische  Musikantenzunft. 

III.  Kapitel:  Der  Zerfall  der  Zünfte. 

1.  Die  Musikgewerbesteuer  in  Preußen. 

2.  Die  Konkurrenz  durch  unorganisierte  Musiker  und  die  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit. 


*)  Im  folgenden  abgedruckt. 


6 


II.  Teil. 

Die  soziale  Lage  der  Orchester-Musiker  in  Deutschland 
und  ihre  Organisation. 

I.  Kapitel:  Der  moderne  Orchester-Musiker  und  seine  wirtschaft- 

liche Lage. 

1.  Abgrenzung  des  Berufes. 

2.  Berufsausbildung. 

a)  Musiklehre. 

b)  Hochschule  und  Konservatorium. 

3.  Berufsgruppen. 

a)  Festbesoldete  Musiker  in  staatlichen  und  städtischen 
Orchestern. 

b)  In  Privatbetrieben  ganzjährig  oder  saisonweise  beschäf- 
tigte Musiker. 

c)  Die  freistehenden  Musiker,  Ensemble-  und  Gelegenheits- 
musiker  (Börsenmusiker). 

4.  Arbeitsleistung  im  Vergleich  mit  Einkommensverhältnissen 
und  Arbeitszeit. 

II.  Kapitel:  Die  Organisation  der  deutschen  Orchester-Musiker. 

1.  Geschichte  der  Organisation. 

a)  Der  Allgemeine  Deutsche  Musiker-Verband. 

b)  Der  Zentralverband  der  Zivilmusiker  Deutschlands. 

2.  Der  Zusammenschluß  am  1.  Juli  1919:  Der  Deutsche  Mu- 
siker-Verband und  seine  Bestrebungen. 

Schluß:  Die  Ursachen  der  sozialen  Notlage  der  Orchestermusiker 
und  ihre  Behebung*). 

Lebenslauf. 


')  Im  folgenden  abgedruckt. 
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Einleitung. 

Zu  den  Theorien  über  die  Entstehung  der  Zünfte. 

Zwischen  den  Bezeichnungen  Zunft,  Gilde,  Amt,  Innung, 
Brüderschaft,  Gaffel  oder  Zeche  besteht  kein  anderer  Unter- 
schied, als  der  des  Ausdrucks1).  Dieser  Unterschied  liegt  allein 
im  Sprachgebrauch  der  betreffenden  Gegenden.  Von  Zünften 
in  Norddeutschland  zu  sprechen,  ist  quellenwidrig/  Die  alten 
Bezeichnungen  Amt,  Gilde,  Innung,  Werk,  Gewerk,  Handwerk 
für  gewerbliche  Korporationen  blieben  noch  lange  nach  dem 
Mittelalter  im  Norden  im  Gebrauch2).  Die  Reichszunftordnung 
von  1731  stellt,  um  allen  Gegenden  gerecht  zu  werden,  Gaf- 
feln, Aemter,  Gilden,  Innungen,  Brüderschaften,  Zünfte  und 
Handwerke  nebeneinander  und  bedient  sich  als  generellen  Aus- 
drucks des  süddeutschen  Wortes  „Zunft“. 

Ueber  die  Motive  zur  Entstehung  der  deutschen  Zünfte 
sind  die  verschiedensten  Theorien  aufgestellt  worden.  Ihre  Ab- 
leitung aus  den  römischen  Collegien  gilt  heute  allgemein  als  un- 
möglich, wie  Wilhelm  Stieda  bereits  1876,  also  zu  Beginn  der 
Zunftforschung,  richtig  erkannt  hat3). 

Nur  Ludo  Moritz  Hartmann  ist  von  einem  römischen  Ur- 
sprung der  Zünfte  überzeugt4)  und  weist  die  Organisation  einer 
ravennatischen  Fischerzunft  des  12.  Jahrhunderts  bis  zum 
Jahre  943  zurück  nach5).  Auch  für  die  Existenz  ausgebildeter 

*)  v.  Below,  Georg.  Art.  „Zünfte“  im  Wörterbuch  der  Volkswirt- 
schaft 3.  Aufl.  Bd.  II.  Jena  1911.  S.  1384., 

2)  Frensdorff,  Ferd.  Das  Zunftrecht,  insbes.  Norddeutschlands, 
und  die  Handwerkerehre.  (Hans  Gesch.  Bl.).  Leipzig  1907,  S.  9. 

3)  Stieda,  Wilhelm.  Zur  Entstehung  des  deutschen  Zunftwesens. 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  XXVII.  Jena  18.76,  S.  1 ff. 

*)  Hartmann,  L.  M.  Zur  Wirtschaftsgeschichte  Italiens  im  frühen 
Mittelalter.  Gotha  1904.  S.  40. 

5)  Hartmann,  ebend.  S.  29  ff. 


W.  Schatz,  Die  Zünfte  der  Spielten le. 
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Zünfte  in  Ravenna  zur  Zeit  der  byzantischen  Herrschaft  im  8. 
und  9.  Jahrhundert  fehlt  es  nicht  an  Beweisen0). 

In  dem  Archive  von  S.  Maria  in  der  Via  Lata  in  Rom  ist 
uns  die  Urkunde  einer  Gärtnergenossenschaft  vom  10.  April 
1030  erhalten  geblieben,  die  nach  Form  und  Inhalt  vollkommen 
mit  einem  Zunftstatut  verglichen  werden  kann7)8). 

Die  Meinung,  daß  die  Zünfte  aus  den  überwiegend  religi- 
ösen Gilden  oder  Brüderschaften  des  Mittelalters9)10)  hervor- 
gegangen seien,  ist  nicht  richtig11).  Der  Zweck  der  Zunft- 
bildung war  in  erster  Linie  ein  rein  wirtschaftlicher,  man  über- 
nahm nur,  als  man  sich  aus  wirtschaftlichen  Gründen  zusam- 
menschloß, die  religiösen  und  geselligen  Sitten  der  alten  Gilden. 
Herkömmlich  konnte  man  sich  keinen  Verband  ohne  religiöse 
und  gesellige  Zwecke  denken12)13). 

Hauptsächlich  stehen  sich  heute  zwei  Meinungen  über  die 
Entstehung  der  Zünfte  gegenüber.  Nach  der  einen  sollen  die 
Zünfte  aus  dem  Zusammenschluß  unfreier  Handwerker  inner- 
halb der  Großgrundherrschaften  entstanden  sein.  Diese  soge- 
nannte hofrechtliche  Theorie  vertreten  eine  große  Anzahl  von 
Forschern,  u.  a.:'  v.  Gierke,  v.  Maurer,  Nietzsch,  Jnama-Ster- 
negg,  Schmoller  und  Bücher.  Eberstadt  leitet  unter  Benutzung 
von  französischem  Quellenmaterial  die  Zünfte  aus  dem  ma- 
gisterium  und  der  fraternitas  ab14).  Nach  Gustav  Schmoller 
sind  die  Zünfte  nur  um  der  Gewerbepolizei  und  -gerichtsbar- 

°)  Hartmann,  ebend.  S.  26  ff. 

7)  Hartmann,  Urkunde  einer  römischen  Gärtnergenossenschaft 
vom  Jahre  1030.  Freiburg  1892. 

8)  Vgl.  auch  Hartmann,  Zur  Wirtschaftsgeschichte...  S.  18 f. 

9)  Ehrenberg,  Art.  „Gilden“  im  Handwörterbuch  der  Staatswis- 
senschaften. 3.  Aufl.  Jena  1911.  Bd.  V.  S.  11. 

10)  Ueber  die  verschiedenen  Arten  der  mittelalterlichen  Gilden 
s.  Wilda  W.  E.  Das  Gildenwesen  im  Mittelalter.  Halle  1831. 

lx)  Keutgen,  Aemter  und  Zünfte.  Jena  1903.  S.  175  ff. 

12)  v.  Below,  Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte.  Tübingen 
1920.  S.  299. 

13)  Wilda,  a.  a.  O.  S.  344. 

14)  Eberstadt,  Rud.  Magisterium  und  fraternitas,  Schmollers 
Staats-  und  Sozialwissenschaftliche  Forschungen.  Bd.  15.  Leipzig  1897. 
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keit  willen  begründet  worden.  Für  ihn  ist  das  Zunftwesen  nur 
im  Zusammenhang  mit  dem  öffentlichen  Recht,  der  Gerichts- 
verfassung und  dem  Verwaltungsrecht  des  Mittelalters  zu  ver- 
stehen15). 

Diese  Theorien,  die  alle  auf  dem  hofrechtlichen  Ursprung 
des  Zunftwesens  beruhen,  sind  von  Friedrich  Keutgen  zurück- 
gewiesen worden16).  Nach  der  Darstellung  im  zweiten  Teil 
seines  Buches  „Aemter  und  Zünfte“  sind  die  Zünfte  öffentlich 
rechtlichen  Ursprungs.  Innerhalb  der  von  der  Obrigkeit  ge- 
schaffenen Aemter  zwecks  Ausübung  der  Marktkontrolle  haben 
sich  erst  später  durch  freie  Einungen  die  Zünfte  gebildet. 

Georg  v.  Below  geht  noch  einen  Schritt  weiter  und  führt 
die  Entstehung  der  Zünfte  einzig  und  allein  auf  die  Initiative 
der  Handwerker  zurück.  Demnach  sind  die  Zünfte  ein  reines 
Produkt  der  genossenschaftlichen  Einungsbewegung  ge- 
wesen17). Sie  sind  als  wirtschaftliche  Organisationen  wesent- 
lich aus  wirtschaftlichen  Motiven  entstanden  und  nicht  etwa 
aus  verwaltungstechnischen  Erwägungen,  um  vom  grundherr- 
lichen Ursprung  ganz  zu  schweigen18).  Erster  Zweck  der 
Zünfte  ist  die  Erlangung  des  Zunftzwanges  gewesen.  Der 
Zunftzwang  gehörte  nicht  nur  zum  Wesen  der  Zünfte,  sondern 
war  die  erste  Voraussetzung  und  der  Anfang  einer  jeden 
Zunft19). 

Diese  Einungstheorie  v.  Belows  im  Gegensatz  zü  dem  Ur- 
sprung der  deutschen  Zünfte  aus  dem  Hofrecht  ist  von  der 
neueren  Zunftforschung  größtenteils  ohne  Widerspruch  ange- 
nommen worden20). 

Eine  vermittelnde  Stellung  wurde  durch  Gerhard  Seeliger 
versucht,  indem  er  auf  die  zu  enge  örtliche  Begrenzung  des  Be- 

15)  Schmoller,  Gustav.  Die  Straßburger  Tücher-  und  Weberzunft. 
Straßburg  1879.  S.  375  ff. 

16)  Keutgen,  F.  Aemter  und  Zünfte,  Teil  I. 

17)  v.  Below,  Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte.  Tübingen  1920. 
S.  271. 

18)  v.  Below,  ebend.  S.  297. 

19)  v.  Below,  ebend.  S.  274. 

20)  v.  Müller,  W.  Zur  Frage  des  Ursprungs  der  mittelalterlichen 
Zünfte.  Leipziger  Dissert,  1910.  S.  9. 
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griffes  „Hofrecht“  im  Kampf  gegen  die  Hofrechtstheorie  hin- 
wies21). Das  Hofrecht  reichte  weit  über  die  betreffenden 
Grundherrschaften  hinaus22).  Es  umfaßte  nicht  nur  das  eigene 
Land  und  die  eigenen  Leute,  die  auf  fremdem  Boden  saßen, 
und  fremde  Leute,  die  den  Boden  der  Herrschaft  bearbeiteten, 
sondern  erstreckte  sich  gelegentlich  sogar  über  fremdes  Grund- 
eigentum23). 

Seeliger  lehnt  einen  starren  Dualismus  zwischen  Hofrecht 
und  Stadtrecht,  grundherrlichem  und  städtischem  Gewerbe24) 
ab,  nach  seiner  Meinung  hat  das  Stadtrecht  in  einer  jahrhun- 
dertelangen allmählichen  Entwicklung  die  hofrechtlichen  Ver- 
hältnisse überwunden25).  Bei  der  Zunftbildung  war  letzthin 
allein  der  Wille  des  Stadtherrn  maßgebend,  besonders,  wenn 
diesem  zugleich  der  Boden,  auf  dem  die  Stadt  entstanden  war, 
als  Grundherrn  gehörte26).  Ob  die  Zunftinteressenten  sich  selbst 
eine  Ordnung  vom  Herrn  erbeten  haben,  oder  ob  der  Herr 
ihnen  eine  gegeben  hat,  ist  schwer  zu  erkennen.  Es  dürfen 
beide  Möglichkeiten  als  wahrscheinlich  angesehen  werden27). 

Dieser  vermittelnden  Auffassung  von  Seeliger  und  Walther 
Müller28),  nach  der  die  Zünfte  sich  auf  verschiedenen  Grund- 
lagen entwickelt  haben,  pflichtet  auch  Wilhelm  Stieda  in  seinen 
neueren  Arbeiten  über  die  Entstehungsfrage  der  Zünfte  bei29). 

21)  Seeliger,  G.  Staat  und  Grundherrschaft  in  der  älteren  deut- 
schen Geschichte.  Leipzig  1909.  S.  15. 

22)  Seeliger,  G.  Handwerk  find  Hofrecht.  Historische  Viertel- 
jahrsschrift. N.  F.  16.  Jahrgang.  Leipzig  1913.  S.  508;  vgl.  auch 
'S  518. 

23)  Müller,  W.  a.  a.  0.  S.  54. 

24)  v.  Below,  Probleme S.  260  ff. 

25)  Seeliger,  Staat  und  Grundherrschaft.  S.  14  f. 

26)  Rietschel,  S.  Markt  und  Stadt  in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  Stadtverfassung.  Leipzig 
1897.  S.  131. 

27)  Seeliger,  Handwerk  und  Hofrecht.  S.  510. 

2S)  Müller,  a.  a.  O.  S.  65  ff. 

29)  Stieda,  Art.  „Zunftwesen“  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, 3.  Aufl.  Bd.  VIII,  Jena  191.1,  S.  1091  f.  vgl.  auch 
Roscher-Stieda,  System  d.  Volkswirtschaft,  8.  Aufl.  Stuttgart-Berlin 
1913.  Bd.  III.  Halbb.  I S.  216. 
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Soweit  die  Gründung  von  Musikerzünften  einen  Beitrag 
zur  Entstehung  der  Zünfte  überhaupt  liefern  kann,  wären  bei 
diesen  zwei  Entstehungsarten  zu  unterscheiden.  Einesteils  sind 
die  Musikantenzünfte  als  Spielgrafenämter  von  der  Obrigkeit, 
sei  es  nun  von  dem  Rat  einer  Stadt  oder  von  einem  Territorial- 
herrn, eingesetzt  worden,  andererseits  sind  sie,  und  das  gilt  be- 
sonders für  die  größeren  Korporationen,  durch  freie  Einungen 
zu  „territorialen“  oder  Stadtzünften  entstanden. 

Es  würde  also  zur  Erklärung  dieser  Zunftbildung  eine  Ver- 
bindung von  Keutgens  AemtertheorieTnit  der  Einungstheorie 
v.  Belows  nötig  sein. 

Ueber  vollständig  ausgebildete  Handwerkerzünfte  sind  be- 
reits aus  dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  urkundliche  Belege 
vorhanden30).  Als  erste  Musikantenzunft  gilt  die  Nikolaibrüder- 
schaft zu  Wien,  deren  Gründung  aus  dem  Jahre  1288  datiert31) 
und  bei  welcher  es  nicht,  zu  entscheiden  ist,  ob  sie  aus  über- 
wiegend wirtschaftlichen  oder  religiösen  Motiven  herrührt.  Da 
die  meisten  Musikantenzünfte  aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert 
stammen,  ist  wohl  anzunehmen,  daß  sie  in  Anlehnung  an  das 
zu  der  Zeit  schon  hochentwickelte  Zunftwesen  der  übrigen  Ge- 
werbe entstanden  sind. 


30)  Croon,  G.  Zur  Entstehung  des  Zunftwesens.  Marburger  Dis- 
sertation. Marburg  1901.  5.  67. 

31)  Vgl.  weiter  unten  S.  46. 


Schluß. 


Die  Ursachen  der  sozialen  Notlage  der  Orchester- 
musiker und  ihre  Behebung. 

Die  Hauptursache  aller  Uebelstände  im  Musikerberuf  ist 
die  starke  Berufsüberfüllung.  Eine  einzig  dastehende  Lehr- 
lingsziichterei  in  den*  Musikgeschäften  und  Stadtpfeifereien 
sorgte  dafür,  daß  ein  ständig  größer  werdendes  Proletariat  die 
Musikereinkommen  unter  das  Existenzminimum  herabdrückte. 

Musikgeschäfte  sind  kapitalistische  Unternehmungen  aller 
Abstufungen  vom  Klein-  bis  zum  Großbetriebe.  Den  Durch- 
schnitt der  Betriebsgröße  bilden  20 — 30  Mann32).  1908  hatte  ein 
Musikdirektor  in  Tangermünde  23  Lehrlinge  und  nicht  einen 
Gehilfen33),  von  einer  handwerksmäßigen  Anleitung  konnte  hier 
also  nicht  die  Rede  sein.  Trotz  vieler  Verhandlungen  mit  der 
Polizeiverwaltung  von  Tangermünde  erreichte  der  A.  D.  M.  V. 
kein  polizeiliches  Einschreiten  gegen  diese  Lehrlingszüchterei 
schlimmster  Art  gemäß  § 128  der  Gew.-O.  und  der  ausdrück- 
lichen Verfügung  des  preußischen  Ministers  des  Innern  vom 
18.  Juli  1907,  betreffend  die  Anwendung  der  Bestimmungen  der 
Gew.-O.  auf  Musikunternehmungen34).  In  Radeburg  i.  Sachsen 
bestand  ein  Musikgeschäft  von  70  Lehrlingen  und  10—11  Ge- 
hilfen; in  Halle  a.  S.  wurde  ein  Musikgeschäft  mit  50  Lehr- 
lingen und  10  bis  12  Gehilfen  von  2 Unternehmern  gemeinsam 
geleitet35).  Zur  Veranschaulichung  sei  noch  ein  zeitlich  aller- 
dings ziemlich  weit  zurückliegender  Fall  erwähnt.  Ein  Ber- 
liner Delegierter  führte  auf  der  Delegiertenversammlung  des 

.32)  Waltz,  a.  a.  O.  S.  12. 

33)  Stempel,  F.,  Die  soziale  Lage  der  Orchester-Musiker.  — Ueber 
das  Lehrlingswesen.  — Militärkonkurrenz.  Berlin  1910.  S.  30. 

34)  Stempel,  ebend.  S.  31  f. 

33)  Waltz,  a.  a.  O.  S.  15. 
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A.  D.  M.  V.  zu  Berlin  im  Jahre  1887  aus36):  „Wir  haben  hier 
ganze  Kasernen,  in  denen  Lehrlinge  gedrillt  -werden  (Zuruf: 
Musikerfabriken!)  Ein  Herr  G.  hat  hier  beispielsweise  86  so- 
gar uniformierte  Lehrlinge,  zwischen  20—30  Gehilfen  und  zwei 
Reisenden,  die  dieser  Anstalt  Geschäfte  vermitteln  helfen.  Das 
Lehrlingshaus  ist  4 Treppen  hoch  und  hat  noch  2 Seiten- 
flügel37)“. 

Im  Jahre  1916  gab  es  noch  etwa  438  Lehrlingskapellen  in 
Deutschland.  Davon  entfielen  auf  die  Provinz  Brandenburg  84, 
Provinz  Sachsen  und  Herzogtum  Anhalt  zusammen  64,  König- 
reich Sachsen  45,  Hannover  40,  Hessen-Kassel,  Oldenburg  und 
Sachsen-Altenburg  39,  Pommern  und  die  Insel  Rügen  35,  Schle- 
sien 34,  Ost-  und  Westpreußen  28,  Westfalen,  Rheinprovinz 
und  Bayern  26,  Schleswig-Holstein  22,  Mecklenburg-Schwerin 
und  -Strelitz  ungefähr  2138). 

Wie  konnte  eine  derartige  Lehrlingszüchterei  im  Musiker- 
ausbildungswesen möglich  werden?  Seit  der  Einführung  der 
Gewerbeordnung  ist  das  Musikergewerbe  so  gut  wie  vogel- 
frei. Die  §§  33  a,  33  b und  55  Ziff.  4 bestimmen,  daß  Singspiele 
und  Musikaufführungen  der  Konzession  der  zuständigen  Orts- 
behörde bedürfen,  wenn  kein  „höheres  Interesse  der  Kunst“ 
damit  verbunden  ist.  Die  Entscheidung  darüber  geschieht  von 
Fall  zu  Fall,  evtl/  durch  Sachverständigen-Gutachten,  in  soge- 
nannten „Kunstscheinen“39). 

Dieses  „höhere  Kunstinteresse“  ist  nun  zur  Ursache  des 
ganzen  Musikerelends  geworden.  Denn  es  ist  selbstverständ- 
lich, daß  jeder  Musikdirektor  als  Inhaber  eines  Musikgeschäftes 
das  „höhere  Kunstinteresse“  für  seinen  Betrieb  in  Anspruch 
nimmt,  und  tatsächlich  hat  auch  im  Jahre  1902  das  Preußische 


36)  Protokolle  der  Delegierten-Versammlung  1887  des  A.  D.  M.  V. 
S.  13. 

37)  Ein  reiches  Material  ähnlicher  Fälle  weist  die  schon  des 
öfteren  zitierte  Arbeit  von  Heinrich  Waltz  auf. 

38)  Berichte  und  Vorträge  der  Tagung  des  deutschen  Orchester- 
bundes in  Weimar  am  30.  Mai  1916.  S.  12  f. 

39)  v.  Landmann,  R.,  Kommentar  zur  Gewerbeordnung  Bd.  I.  7. 
Aufl.  München  1917.  S.  340. 


24 


Kammergericht  in  letzter  Instanz  eine  Lehrlingskapelle  als 
„höhere  Kunstanstalt“  erklärt40). 

Für  die  Musikgeschäftsinhaber  ist  das  „höhere  Kunst- 
interesse“ von  mehrfacher  Bedeutung.  Sie  können  die  be- 
hördliche Anerkennung  als  Reklame  für  ihr  künstlerisches 
Institut  verwenden,  keine  polizeiliche  Kontrolle  (RGO.  § 139  b) 
stört  den  Geschäftsbetrieb,  gemäß  § 105  in  der  Gew.-O.  kom- 
men die  §§  105  a Abs.  I und  105  b — g über  die  Sonntagsruhe 
nicht  in  Anwendung,  endlich  sind  die  Gehilfen  und  Lehrlinge 
vom  Kleben  der  Versicherungsmarken  entbunden.  Ueber  die 
Versicherungspflicht  entschieden  bis  1911  die  zuständigen 
örtsbehörden,  denen  jedoch  der  wahre  Charakter  der  Musik- 
geschäfte als  gewerbliche  Unternehmen  in  den  allermeisten 
Fällen  völlig  unbekannt  war4J). 

In  Berlin  mußte  durch  ein  besonderes  Gesetz  vom  1.  Mai 
1905  der  Besuch  der  Pflichtfortbildungsschule  auch  auf  die 
Musiker  ausgedehnt  werden4-).  Von  1906  ab  waren  Musiker, 
die  in  einem  Tanzlokal  als  einem  stehenden  Gewerbebetriebe 
beschäftigt  wurden,  krankenversicherungspflichtig43)-.  Die  neue 
Reichsversicherungsordnung  von  1911  bestimmte  endlich,  daß 
künftighin  auch  „Personen,  die  als  Bühnen-  oder  Orchester- 
mitglieder beschäftigt  werden,  ohne  Rücksicht  auf  den  Kunst- 
wert ihrer  Leistungen  versicherungspflichtig  sein  sollen.“ 

Da  mit  der  Gewerbeordnung  jeglicher  Schutz  vor  unlau- 
terer Konkurrenz,  Schutz  der  Jugendlichen,  Befähigungsnach- 
weis und  Schiedsspruch  des  Gewerbegerichts  fortfallen,  sind 
mehrfach  Entwürfe  zur  Errichtung  von  Musikerkammern  an- 
gefertigt worden44).  Sie  enthalten  Regelung  der  Lehrlings- 


40)  Musiker-Zeitung,  Jahrgang  1901.  S.  731  und  Jahrgang  1902. 
S.  125. 

41)  Vgl.  die  Korrespondenz  des  A.  D.  M.  V.  mit  den  verschiedenen 
Polizeiverwaltungen  bei  Stempel,  a.  a.  O.  S.  27 — 32. 

42)  Musiker-Zeitung,  Jahrgang  1905.  S.  3. 

43)  Musiker-Zeitung,  Jahrgang  1906.  S.  226. 

44)  Stiller,  H.  M.,  Ein  Gesetzentwurf  für  den  Zivilmusikerberuf, 
Hirschberg  i.  Schl.  1915.  Vgl.  auch  Klatte,  W.,  Zur  Frage  der  Musiker- 
kammern, Berlin  1915. 
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Verhältnisse,  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Lehrlinge  unter 
16  Jahren,  Fortbildungsschulzwang,  Prüfungsausschüsse  für 
Musikergehilfen,  Befähigungsnachweis,  Meistertitel,  Gewerbe- 
inspektion u.  a.  m.  Damit  wäre  eine  vor  dem  Gesetz  aner- 
kannte Vertretung  des  Musikerstandes  geschaffen. 

Die  gegenwärtigen  Reformen  des  Musikerausbildungs- 
wesens stützen  sich  auf  die  „Verordnung  betreffend  die  Aus- 
dehnung der  Bestimmungen  der  Bundesratsbekanntmachung 
vom  2.  August  1917  (RGBl.  S.  683)  auf  weitere  Unterrichts- 
fächer“, die  am  5.  Mai  1919  durch  das  Ministerium  des  Innern 
und  das  Ministerium  für  Wissenschaft,  Kunst-  und  Volks- 
bildung abermals  erweitert  worden  ist.  Danach  sollen  die 
Musikgeschäfte  als  Stadtmusikschulen  mit  eigener  Berufskunde 
und  Schulfortbildung45)  den  örtlichen  Schulaufsichtsbehörden 
unterstellt  werden.  Doch  auch  hier  gilt  in  gleicher  Weise  wie 

in  der  Gewerbeordnung  der  Obersatz:  „ insoweit,  als  es 

sich  um  die  Ausbildung  zu  gewerblichen  musikalischen 
Leistungen  handelt,  bei  denen  ein  höheres  Interesse  der  Kunst 
nicht  obwaltet.“  (Art.  I,  4.) 

Also  auch  hiermit  ist  keine  Gewähr  für  die  Ausbildung 
eines  tüchtigen  Musikernachwuchses  und  eine  Verhinderung 
der  Lehrlingszüchterei  gegeben. 

Bezüglich  der  Konkurrenzfrage  ist  zu  unterscheiden 
zwischen  Militärkonkurrenz,  Beamtenmusikerkonkurrenz  und 
sonstigen  Konkurrenten  aus  allen  möglichen  Berufsschichten. 
Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  daß  Musik- 
automaten, elektrische  Klaviere  und  ähnliches  in  kleineren 
Verhältnissen  eine  nicht  zu  unterschätzende  Konkurrenz  für 
die  Musiker  bieten. 

Vor  dem  Kriege  von  1914  erwuchs  den  50  000  Zivil- 
musikern durch  die  17  000  Militärmusiker  eine  teilweise  recht 
unlautere  Konkurrenz,  die  besonders  in  einer  üblen  Reklame 
mit  prunkenden  Uniformen  und  langen  militärischen  Forma- 


45)  Tendiert  und  Sobe.  Entwurf  eines  Lehrplanes  für  Musiker- 
Fachklassen  in  den  Fach-  und  Fortbildungsschulen.  Berlin  1912. 
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tionsbezeichnungen  zum  Ausdruck  kain4H).  Es  ergab  sich  ein 
verhängnisvoller  circulus  vitiosus:  die  Lehrlingszüchterei  in 
den  Musikgeschäften  blühte,*  weil  die  Lage  der  Militärmusiker 
eine  verhältnismäßig  günstige  war,  und  der  Ausbau  der  Militär- 
kapellen und  mit  ihnen  der  Militärkonkurrenz  wurde  nur  er- 
möglicht, weil  ständig  ein  Ueberangebot  von  jungen  Orchester- 
musikern aus  den  Stadtpfeifereien  die  Militärlaufbahn  und  den 
Zivilversorgungssohein  erstrebte.  Daß  der  A.D.M.V.  mit  sei- 
nen meist  berechtigten  Klagen  und  Vorstellungen  bei  den  maß- 
gebenden Regierungsstellen  bis  zur  Revolution  wenig  Erfolg 
hatte,  erklärt  sich  leicht  daher,  daß  die  Militärkapellen  das 
beste  und  fast  das  einzige  Mittel  waren,  einen  Konnex  zwischen 
Volk  und  Militär  herzustellen,  die  Liebe  zum  Militär  im  Volke 
zu  erwecken. 

Gegenwärtig  ist  die  Militärkonkurrenz  bei  den  noch  be- 
stehenden 109  Militärkapellen  mit  etwa  3000  Musikern  von 
weit  geringerer  Bedeutung,  zumal  deren  gewerbliches  Musi- 
zieren stark  eingeschränkt  ist.  Trotzdem  wurde  in  einer 
Protestversammlung  am  6.  Dezember  1920  ein  vollständiges 
Verbot  des  gewerblichen  Spielens  der  Militärkapellen  ver- 
langt47). 

Ueber  ein  Verbot  des  gewerblichen  Musizierens  der  Be- 
amtenmusiker, d.  h.  der  ehemaligen  Militärmusiker,  die  im 
Genuß  der  Zivilversorgung  stehen,  sagt  Harms48):  „Den  Be- 
rufsmusikern ein  Monopol  auf  die  Ausübung  ihres  Gewerbes 
zu  geben,  liegt  kein  Anlaß  vor,  ganz  abgesehen  davon,  daß 
sie  dann  eine  Stellung  einnehmen  würden,  die  dem  Grundsatz 
unseres  modernen  Wirtschaftslebens  widerspräche.“  Dem 
gegenüber  ist  geltend  zu  machen,  daß  allgemein  den  Staats- 
und Kommunalbeamten  jede  nebenberufliche  Tätigkeit  ver- 
boten ist.  Als  Nebenberufler  im  Musikgewerbe  wären  Be- 


46)  Recht  verlangen  wir,  nichts  als  Recht!  Ein  Notschrei  der 
deutschen  Zivilmusiker,  herausgegeben  vom  Präsidium  des  Allge- 
meinen Deutschen  Musiker-Verbandes.  Berlin  1904. 

47)  Musiker-Zeitung,  Jahrgang  1920.  S.  434. 

*8)  Harms,  a.  a.  O.  S,  163, 
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amtenmusiker  jedenfalls  in  erster  Linie  zu  berücksichtigen,  da 
sie  ja  meistens  ganz  tüchtig  ausgebildete  Musiker  sind. 

Es  ist  unstreitbar,  daß  die  Zukunft  der  deutschen  Orchester- 
musiker und  ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  von  der 
Ausbildung  des  Nachwuchses  abhängt.  Für  unsere  ersten 
Orchester  mag  durch  die*  staatlichen  und  städtischen  Hoch- 
schulen gesorgt  sein.  Wer  aber  soll  an  zweiter  und  dritter 
Stelle  arbeiten! 

Man  muß  die  Frage  aufwerfen,  ob  sich  das  Musikerge- 
werbe überhaupt  für  eine  handwerksmäßige  Lehre  eignet,  da 
doch  die  Heranbildung  auf  etwa  15  gänzlich  voneinander  ver- 
schiedenen Instrumenten  innerhalb  eines  Betriebes  in  Frage 
kommt.  Waltz  verneint  dies,  während  Marsop  und  Becker 
die  Musiklehre  fortbestehen  lassen  wollen,  aber  unter  dem 
Schutz  der  Gewerbeordnung.  Unter  allen  Umständen  muß 
die  Bildung  eines  Musikerproletariats  durch  unlautere  Ge- 
'schäftsunternehmungen  vermieden  werden.  Ob  dies  nun  mit 
Hilfe  einer  Schulaufsichtsbehörde  oder  im  Schutze  der  Ge- 
werbeordnung unter  Bildung  von  Musikerkammern  geschieht, 
ist  schließlich  gleichgültig.  Es  sei  auch  erwähnt,  daß  ja  nicht 
jede  Stadtpfeiferei  zugleich  Lehrlingszüchterei  sein  muß,  son- 
dern der  Grad  der  Ausbildung  gänzlich  von  dem  Charakter 
des  betreffenden  Betriebes  und  der  Persönlichkeit  des  Unter- 
nehmers abhängt. 

Auf  jeden  Fall  könnte  die  Gewerbeordnung  sehr  gut  auf 
das  Musikergewerbe  ausgedehnt  werden,  ohne  der  Kunst  auch 
nur  im  geringsten  dadurch  zu  schaden.  Der  beste  Geiger 
wird  deshalb  nicht  schlechter  spielen,  der  tüchtigste  Bläser 
nicht  schlechter  blasen,  weil  sie  sich  der  Gewerbeordnung 
unterstellt  haben,  denn  Zweck  jeder  Musikausübung  ist  für 
den  Orchestermusiker  doch  in  erster  Hinsicht  der  Erwerb. 
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Lebenslauf. 

• A 


Ich,  Walter  Schatz,  wurde  am  12.  Juli  1899  als  Sohn  des 
Fabrikbesitzers  Robert  Schatz  und  seiner  Ehefrau  Mathilde  geb. 
Schwalbe  in  Berlin  geboren. 

Von  Oktober  1905  ab  besuchte  ich  das  Königstädtische  Gym- 
nasium und  die  Luisenstädtische  Oberrealschule  zu  Berlin  und  legte 
an  letzterer  Anstalt  im  Mai  1917  die  Reifeprüfung  ab.  Von  Septem- 
ber 1917  bis  September  1918  nahm  ich  bei  einem  Armierungsbataillon 
an  dem  Feldzuge  im  Osten  teil. 

Von  Juni  1917  ab  war  ich  an  der  Universität  Berlin  bei  der 
Philosophischen  Fakultät  immatrikuliert.  Ostern  1919  setzte  ich  auf 
der  Universität  Greifswald  das  Studium  der  Staatswissenschaften 
fort.  Die  mündliche  Prüfung  bestand  ich  am  5.  Februar  1921. 

Allen  meinen  Lehrern,  besonders  Herrn  Professor  Dr.  Biermann, 
spreche  ich  hiermit  nochmals  meinen  Dank  für  die  empfangenen  An- 
regungen und  Unterstützungen  aus. 


Druck  von  Richard  Poettckc  Nachf.  in  Atiklam. 


